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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Marx, Dr. Jaeger, 
Dr. Miltner, Dr. Abelein, Dr. Klein (Göttingen) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4009 - 

betr. Deutsche Kommunistische Partei 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 28. Ok- 
tober 1975 - ÖSZ - 614 223/1 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Welche Organisationen und Einrichtungen neben der DKP selbst 
und ihren Hilfsorganisationen SDAJ r Junge Pioniere und MSB 
Spartakus werden von der SED direkt oder indirekt nicht nur 
politisch, sondern auch wirtschaftlich unterstützt? Gehören dazu 
insbesondere nach der derzeitigen Kenntnis der Bundesregie- 
rung 

Deutsche Friedensunion, 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes / Bund der Anti- 
faschisten, 

Deutsche Friedensgesellschaft / Vereinigte Kriegsdienstgegner, 
Initiative Internationale Vietnamsolidarität, 

Vereinigung Demokratischer Juristen, 

Bund Demokratischer Wissenschaftler, 

Sozialistischer Hochschulbund, 

Pahl-Rugenstein Verlag, 

Röderberg Verlag, 

Nachrichten Verlag, 

Plambeck u. Co. Verlag, 

Brücken Verlag, 

Weltkreis Verlag? 

Außer der DKP und ihren Hilfsorganisationen SDAJ, „Junge 
Pioniere" und MSB Spartakus werden auch einige der anderen 
auf geführten Organisationen und Verlage finanziell von der 
SED unterstützt. 

Einzelheiten können wegen der Natur der Sache nicht öffent- 
lich mitgeteilt werden. Die Bundesregierung ist bereit, das 
Parlamentarische Vertrauensmänner gremium näher zu infor- 
mieren. 


2. Welche Argumente oder Gesichtspunkte können die massive 
politische, ideologische und finanzielle Unterstützung der DKP 
und ihrer Hilfsorganisationen durch die SED nach Auffassung 
der Bundesregierung rechtfertigen angesichts des Vertrages vom 
8. November 1972 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik, insbesondere des darin 
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vereinbarten Respekts der Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
jedes der beiden Staaten in seinen inneren und äußeren Ange- 
legenheiten? 

3. Wenn die dargestellte Unterstützung mit dem Vertrag vom 
8. November 1972 nicht in Übereinstimmung ist: was beabsich- 
tigt die Bundesregierung zu tun, um die DDR zu einem Ver- 
halten zu bewegen, das mit dem Vertrag vereinbar ist? 

Im Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 21. Dezember 1972 ist in Artikel 2 unter Bezug- 
nahme auf die Charta der Vereinten Nationen vereinbart, daß 
sich die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demo- 
kratische Republik von den in der Charta genannten Zielen 
und Prinzipien leiten lassen, wobei u. a. die Achtung der Unab- 
hängigkeit und Selbständigkeit genannt wird. Laut Artikel 6 
des Vertrages gehen beide Staaten von dem Grundsatz aus, 
daß die Hoheitsgewalt jedes der beiden Staaten sich auf sein 
Staatsgebiet beschränkt; es heißt weiter: „Sie respektieren die 
Unabhängigkeit und Selbständigkeit jedes der beiden Staaten 
in seinen inneren und äußeren Angelegenheiten". 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß die ihr bekannte 
Unterstützung der Deutschen Kommunistischen Partei und an- 
derer Organisationen in der Bundesrepublik Deutschland durch 
die SED nach Umfang und Gewicht Veranlassung gibt, einen 
Verstoß gegen die im Vertrag genannten Prinzipien der Unab- 
hängigkeit und Selbständigkeit festzustellen. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland ist durch diese Maßnahmen nicht in ihrer 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit im äußeren wie auch im 
inneren Bereich beeinträchtigt. Die Bundesregierung hat des- 
wegen auch nicht die Absicht, unter Berufung auf den Vertrag 
über die Grundlagen der Beziehungen bei der Regierung der 
DDR gegen die bisherige Unterstützung der Deutschen Kom- 
munistischen Partei und anderer Organisationen durch die SED 
vorstellig zu werden. 


4. Sind die Aktivitäten von Parteifunktionären aus dem sozialisti- 
schen Ausland in der Bundesrepublik Deutschland zugunsten der 
verfassungsfeindliche Ziele verfolgenden DKP und ihrer Hilfs- 
organisationen nach Auffassung der Bundesregierung mit dem 
Verbot solcher politischen Betätigung von Ausländern, die die 
freiheitliche demokratische Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet, vereinbar und beeinträchtigen sie auch 
sonst keine erheblichen Belange der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

5. Wenn die Frage 4 verneint wird: wie rechtfertigt die Bundes- 
regierung die Erteilung von Einreisevisa für solche Funktionäre, 
und ist sie bereit, künftig diesen Funktionären die Einreise zu 
verweigern, wie das die USA schon jetzt gegenüber DKP- 
Funktionären tun? 

Wenn die Frage 4 bejaht wird: Ist die Bundesregierung bereit, 
Vorschläge zur Änderung des Ausländergesetzes vorzulegen, 
die wenigstens künftig die Verweigerung der Einreise für solche 
Funktionäre gestattet? 


Bisher wurde nach § 2 Abs. 1 des Ausländergesetzes die Er- 
teilung des Einreisesichtvermerks für Parteifunktionäre und 
Delegationen aus dem sozialistischen Ausland in jedem Einzel- 
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fall davon abhängig gemacht, ob durch die Anwesenheit der 
Antragsteller Belange der Bundesrepublik Deutschland beein- 
trächtigt werden. In einer Reihe von Fällen wurde die Einreise 
nicht gestattet, weil Sicherheitserwägungen (z. B. Verdacht 
nachrichtendienstlicher Tätigkeit) entgegenstanden. 

Hinsichtlich der Teilnahme oder Mitwirkung von Personen oder 
Gruppen aus Ostblockstaaten an politischen Veranstaltungen 
in der Bundesrepublik Deutschland vertritt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß die geistig-politische Auseinandersetzung 
mit dem Kommunismus solange Vorrang vor restriktiven Maß- 
nahmen haben sollte, wie Anhaltspunkte für eine konkrete 
Gefährdung der Sicherheit oder anderer Interessen der Bundes- 
republik Deutschland durch diese Betätigung nicht erkennbar 
sind. Die Bundesregierung vertraut dabei auch auf die politische 
Mündigkeit und Urteilsfähigkeit der Bevölkerung der Bundes- 
republik Deutschland, die u. a. durch die Erfolglosigkeit extre- 
mistischer Parteien bei den Wahlen in den letzten Jahren immer 
wieder bestätigt wurden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher, die bisherige liberale 
Haltung bei der Entscheidung über Einreiseanträge des in Frage 
stehenden Personenkreises beizubehalten, und wird fortfahren, 
bei der anderen Seite auf eine freiere Praxis hinzuwirken, wie 
sie dies z. B. in den Verhandlungen zum sogenannten Korb 3 
der KSZE getan hat. 

Dieser Standpunkt wurde im übrigen bereits von der damaligen 
Bundesregierung eingenommen, als zum 1. Parteitag der DKP 
am 12./13. April 1969 Vertreter von 17 ost- und westeuro- 
päischen kommunistischen Parteien ohne Beschränkungen in 
die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft die Aktivitäten von 
Parteifunktionären aus dem sozialistischen Ausland in der Bun- 
desrepublik Deutschland sorgfältig beobachten und Aktivitäten, 
die auf eine konkrete Gefährdung der Sicherheit oder anderer 
Belange der Bundesrepublik Deutschland gerichtet sind, unter- 
binden. Die notwendigen gesetzlichen Grundlagen sind vor- 
handen; eine Änderung des Ausländergesetzes ist nicht erfor- 
derlich. 
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